
Standardmodell Lebensarbeitszeitkonto 
– Kurzkommentierung der Musterbetriebsvereinbarung – 

 
 
Ausgangslage 
 
Mit dem Tarifvertrag zur Altersteilzeit und Demografie vom 16.10.2014 haben die Tarifver-
tragsparteien der Papier erzeugenden Industrie die tarifvertraglichen Grundlagen zur Bewälti-
gung des demografischen Wandels gelegt. Dem Tarifvertrag liegt das übereinstimmende Ver-
ständnis zugrunde, dass die Auswirkungen des demografischen Wandels gemeinsam gestal-
tet werden müssen. Gemeinsame Intention und Aufgabe der Sozialpartner der Papier erzeu-
genden Industrie ist es demnach, durch zukunftsfähige Rahmenregelungen eine nachhaltige 
und vorausschauende Personalpolitik zu ermöglichen, um auch die technischen und organi-
satorischen Herausforderungen zu meistern.  
 
Der Tarifvertrag, der am 01.01.2016 in Kraft getreten ist, sieht u. a. Regelungen über Lebens-
arbeitszeitkonten vor. So ist in § 6 des Tarifvertrages Altersteilzeit und Demografie – nachfol-
gend TV ATZ/Demo – niedergelegt, dass der bisherige Zeitwertkontentarifvertrag ab dem 
01.01.2016 durch neugefasste Regelungen zu Lebensarbeitszeitkonten abgelöst ist. 
 
Damit kann durch freiwillige Betriebsvereinbarung die Bildung von Lebensarbeitszeitkonten 
vereinbart werden.  
 
Standardmodell der Tarifvertragsparteien 
 
In § 6 Ziffer 10 TV ATZ/Demo ist niedergelegt, dass die Tarifvertragsparteien ein Standard-
modell für die Einführung und Führung von Lebensarbeitszeitkonten entwickeln. Damit soll 
insbesondere kleinen und mittleren Unternehmen die Möglichkeit gegeben werden, Lebens-
arbeitszeitkonten einzuführen.  
 
Die Tarifvertragsparteien haben sich hierzu auf eine Muster-Betriebsvereinbarung über die 
Einführung von Lebensarbeitszeitkonten geeinigt. In dieser Muster-Betriebsvereinbarung wer-
den die wesentlichen Grundlagen niedergelegt, die notwendig sind, um in den Betrieben ein 
Lebensarbeitszeitkonto einzuführen.  
 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass diese Betriebsvereinbarung in ihrer Eigenschaft als Stan-
dardmodell nur den Rahmen vorgeben kann. Es muss den Betriebsparteien überlassen blei-
ben, auf Grundlage der gesetzlichen und tarifvertraglichen Regelungen ein Modell zu entwer-
fen, welches die gemeinsam zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat entwickelten Bedürfnisse 
widerspiegelt.  
 
Mit nachfolgenden Erläuterungen der VAP wird die Muster-Betriebsvereinbarung kommentiert. 
Die Zusammenstellung erläutert die zentralen Regelungen der Betriebsvereinbarung und bie-
tet ergänzende Hinweise nebst zusätzlichen bzw. alternativen Formulierungen. 
 
 
Zu § 1 Geltungsbereich 
 
§ 1 TV ATZ/Demo regelt den Geltungsbereich des Tarifvertrages, somit auch den Geltungs-
bereich der Betriebsvereinbarung. Persönlich gilt der Tarifvertrag für Arbeitnehmer (gewerbli-
che Arbeitnehmer, kaufmännische und technische Angestellte sowie Meister), deren Tätigkei-
ten in den bezirklichen Lohn- und Gehaltsgruppenkatalogen erfasst sind. Ausgenommen sind: 
Vorstandsmitglieder, Geschäftsführer von GmbHs, Prokuristen und Handlungsbevollmächtigte 
sowie Angestellte mit Einstellungs- und Entlassungsbefugnis. 
 



2 
 
 

Der Tarifvertrag geht somit von einem weit gefassten persönlichen Geltungsbereich aus. Den 
Betriebsparteien bleibt überlassen, den Geltungsbereich unter Beachtung des Gleichbehand-
lungsgrundsatzes einzuschränken. Kraft Tarifvertrag sind Auszubildende, da sie im rechtlichen 
Sinne keine Arbeitnehmer sind, ausgenommen. Aus Gründen der Klarstellung sollte dieser 
Ausnahmetatbestand in der Betriebsvereinbarung mit aufgenommen werden. 
 
Die Tarifvertragsparteien sind übereingekommen, gekündigte Arbeitnehmer aus dem Anwen-
dungsbereich der Betriebsvereinbarung herauszunehmen. Für Arbeitnehmer in einem gekün-
digten Arbeitsverhältnis macht es keinen Sinn, für die Restlaufzeit noch Guthaben in ein Le-
bensarbeitszeitkonto einzubringen.  
 
Einigkeit besteht weiter dahingehend, Mitarbeiter in der Probezeit, welche nach Tarifvertrag 
und Gesetz maximal sechs Monate betragen darf, auszunehmen. Auch hier gilt sinngemäß 
das oben Genannte als Begründung für die Herausnahme dieses Arbeitnehmerkreises. 
 
Die Frage, ob befristet Beschäftigte generell aus dem Anwendungsbereich der Betriebsver-
einbarung auszunehmen sind, bleibt den Betriebsparteien überlassen. Es ist zu prüfen, ob der 
Verwaltungsaufwand bei Einführung des Lebensarbeitszeitkontos für einen Arbeitnehmer ver-
hältnismäßig ist, wenn die Gefahr besteht, dass die Befristung nicht verlängert wird. 
 
Abschließend bleibt der Hinweis zu geben, dass der Zeitraum einer mit dem Lebensarbeits-
zeitkonto finanzierten Freistellung natürlich umso länger ist, je früher die Arbeitnehmer begin-
nen, das Lebensarbeitszeitkonto zu füllen. 
 
 
Zu § 2 Art des Lebensarbeitszeitkontos 
 
Das Lebensarbeitszeitkonto kann nur durch freiwillige Betriebsvereinbarung eingeführt wer-
den, d. h. sowohl der Arbeitgeber als auch der Betriebsrat müssen zustimmen. Gegen den 
Willen des Arbeitgebers/Betriebsrats kann keine Betriebsvereinbarung über ein Lebensar-
beitszeitkonto eingeführt werden. Die Regelungen des Lebensarbeitszeitkontos wurden zwar 
im Zusammenhang mit dem Tarifvertrag Altersteilzeit und Demografie abgeschlossen, das Le-
bensarbeitszeitkonto kann aber unabhängig von sonstigen Maßnahmen bzw. Modulen des TV 
ATZ/Demo eingeführt werden. Die Einführung erfordert somit keine volle oder teilweise Ablö-
sung der Altersteilzeit bei Ersetzung durch andere Module, sondern kann daneben eingeführt 
werden.  
 
Mit Abschluss der Betriebsvereinbarung wird den Arbeitnehmern die Möglichkeit gegeben, ein 
Wertguthaben anzusparen, um zu einem späteren Zeitpunkt eine längere Freistellung von der 
Arbeitsleistung zu erhalten. 
 
Wichtig ist, dass in der Betriebsvereinbarung klargestellt wird, dass es sich bei der Betriebs-
vereinbarung um ein Wertguthaben im Sinne der Regelungen der §§ 7b bis 7f SGB IV handelt. 
Nur mit Erfüllung dieser gesetzlichen Voraussetzungen kann eine Freistellung über drei Mo-
nate hinaus aus dem Lebensarbeitszeitkonto erfolgen.  
 
Abzugrenzen sind die Lebensarbeitszeitkonten von Gleitzeit- oder Flexikonten. Das Ziel dieser 
Arbeitszeitvereinbarungen ist es, entweder dem Arbeitnehmer die Möglichkeit zur Gestaltung 
der wöchentlichen regelmäßigen Arbeitszeit innerhalb eines vorgegebenen Rahmens zu ge-
ben oder Zeiten zum Ausgleich von Produktionsschwankungen mit einer Freistellung von 
längstens drei Monaten zu generieren. Dadurch wird ermöglicht, die vorgegebene wöchentli-
che regelmäßige Arbeitszeit innerhalb eines bestimmten Zeitraums einzuhalten. Hierbei sieht 
der Manteltarifvertrag einen Maximalverteilzeitraum von bis zu drei Jahren vor, wobei ab 2016 
(§ 6 Ziff. 2.1.2 MTV in der ab 01.01.2016 gültigen Fassung) auch ein Übertrag eines betrieblich 
festzulegenden Sockels auf einen neuen Verteilzeitraum möglich ist.  
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Gleitzeit und Flexikonten sind nicht Gegenstand einer Betriebsvereinbarung „Einführung von 
Lebensarbeitszeitkonten“. Wertguthaben im Lebensarbeitszeitkonto darf nicht zum Ausgleich 
von Produktionsschwankungen dienen. So könnte in der Betriebsvereinbarung zu Lebensar-
beitszeitkonten zur Absicherung noch Folgendes aufgenommen werden: 
 
„Als Lebensarbeitszeitkonten im Sinne dieser Betriebsvereinbarung gelten daher ausschließ-
lich Arbeitszeitkonten, die einen Verteilzeitraum von mehr als zwölf bzw. 36 Monaten vorsehen 
und die eine Zweckbestimmung im Sinne der gesetzlichen Regelung enthalten (§§ 7b ff. SGB 
IV), ohne die Möglichkeit der unterjährigen Entnahme auszuschließen.  
 
Als Lebensarbeitszeitkonten im Sinne dieser Betriebsvereinbarung gelten ausdrücklich nicht 
Guthaben auf Arbeitszeitkonten, die zum Ausgleich von kurz- oder langfristigen belegungsbe-
dingten Schwankungen oder Stillständen dienen. Die Lebensarbeitszeitkonten haben auch 
nicht das Ziel der flexiblen Gestaltung der werktäglichen oder wöchentlichen Arbeitszeit oder 
den Ausgleich betrieblicher Produktions- oder Arbeitszeitzyklen.  
 
Die Freistellung darf nur zu den gesetzlichen und nachfolgend in der Betriebsvereinbarung 
konkretisierten Nutzungszwecken erfolgen.“ 
 
Im Regelfall wird der Arbeitnehmer eine vollständige Befreiung von der Verpflichtung zur Ar-
beitsleistung beantragen und diese Freistellung mit Mitteln aus dem Lebensarbeitszeitkonto 
finanzieren. Rechtlich kann der Arbeitgeber bei einer Teilfreistellung auch ermöglichen, den 
Anteil der Freistellung über das Lebensarbeitszeitkonto zu finanzieren. Der Gesetzgeber er-
möglicht eine Reihe von Teilzeitansprüchen der Arbeitnehmer, etwa bei Elternzeit oder Pfle-
gezeit. Diese Finanzierung der Teilfreistellung über das Lebensarbeitszeitkonto ist nur dann 
möglich, wenn diese Art der Finanzierung ausdrücklich in der Betriebsvereinbarung vorgese-
hen ist. Nicht selten führt eine Teilfreistellung, insbesondere im Schichtbetrieb, zu organisato-
rischen Schwierigkeiten verbunden mit gegebenenfalls Mehrbelastungen der übrigen Arbeit-
nehmer. Diese Aspekte müssen bei der beabsichtigten Einführung auch der Teilfreistellung im 
Rahmen des Lebensarbeitszeitkontos berücksichtigt werden. 
 
Ansonsten wird die spätere Freistellung durch Entnahme aus dem Lebensarbeitszeitkonto 
finanziert. Während dieser Zeit der Freistellung besteht das Arbeitsverhältnis unverändert fort. 
 
Gemäß § 7d Abs. 1 SGB IV darf ein Wertguthaben nur in Geld und nicht mehr in Zeit geführt 
werden. Die Einbringung von Zeit ist nur nach Umrechnung in Geld möglich. Dies sieht auch 
§ 6 Ziffer 5 TV ATZ/Demo so vor. Bei der Einbringung von Zeit erfolgt eine Umrechnung in 
Geld. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Einbringung von Zeit dadurch erfolgt, dass nicht 
nur die Vergütung von geleisteter Zeit, sondern auch im Vorgriff auf die spätere Entnahme in 
der Freizeitphase die anteiligen tariflichen Leistungen wie 13. Monatseinkommen/Jahresab-
schlussleistung, Urlaub, Urlaubsgeld und Altersvorsorge inklusive der Papierförderung in das 
Lebensarbeitszeitkonto eingebracht werden. Selbstverständlich erfolgt im Einbringungsjahr im 
Hinblick hierauf keine Kürzung dieser Leistung. Im Gegenzug entsteht in der Freistellungs-
phase kein eigener Anspruch auf diese Leistungen. So sieht § 6 Ziffer 13 TV ATZ/Demo vor, 
dass mit Entnahme des vereinbarten Arbeitsentgelts aus dem Lebensarbeitszeitkonto in der 
Freistellungsphase die gesetzlichen und tariflichen Vergütungs- und Freistellungsansprüche 
erfüllt werden. 
 
Entsprechend § 7b Abs. 2 SGB IV haben Arbeitgeber Beschäftigte mindestens einmal jährlich 
in Textform über die Höhe ihres im Wertguthaben enthaltenen Arbeitsentgeltguthabens zu 
unterrichten.  
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Zu § 3 Nutzungszwecke 
 
In § 7 c Abs. 1 SGB IV sind abschließend aufgezählt die Verwendungszwecke, die mit dem 
Lebensarbeitszeitkonto finanziert werden können.  
Im Einzelnen handelt es sich 
 
 um gesetzlich geregelte vollständige oder teilweise Freistellungen von der Arbeitsleistung 

oder gesetzlich geregelte Verringerungen der Arbeitszeit insbesondere für Zeiten 
 
 im Sinne des Pflegezeitgesetzes oder des Familienpflegezeitgesetzes, 
 im Sinne des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes (Elternzeit), 
 im Sinne des Teilzeit- und Befristungsgesetzes, 

 
 um vertraglich vereinbarte vollständige oder teilweise Freistellungen von der Arbeitsleis-

tung insbesondere für Zeiten, 
 
 die unmittelbar vor dem Zeitpunkt liegen, zu dem der Beschäftigte eine Rente wegen 

Alters bezieht oder beziehen könnte, 
 in denen der Beschäftigte an beruflichen Qualifizierungsmaßnahmen teilnimmt. 

 
Auch ein sogenanntes Sabbatical fällt unter die vorstehend genannten Regelungen. 
 
Diese gesetzlichen Vorgaben werden im Tarifvertrag umgesetzt unter § 6 Ziffer 6 TV ATZ/ 
Demo.  
 
Die Betriebsparteien können auch festlegen, ob Teilfreistellungen finanziert werden sollen, 
oder ob sich das Lebensarbeitszeitkonto nur auf die Finanzierung vollständiger Freistellungen 
beschränken soll. 
 
Aus dem Charakter der freiwilligen Betriebsvereinbarung ergibt sich, dass die Betriebsparteien 
die Nutzungszwecke frei vereinbaren können. So müssen nicht alle gesetzlich zulässigen Nut-
zungszwecke angeboten werden. Die Betriebsparteien können sich auf einen oder mehrere 
Nutzungszwecke beschränken. 
 
Vor dem Hintergrund der Regelungen des Tarifvertrages Altersteilzeit und Demografie kann 
es sinnvoll sein, das Lebensarbeitszeitkonto (ausschließlich) zum Zwecke der vollständigen 
Freistellung vor der Altersrente des Arbeitnehmers zu begrenzen, gegebenenfalls auch in 
Kombination mit der Altersteilzeit eines Mitarbeiters. Dies kann zur Verkürzung der an sich 
gegebenen Arbeitsphase führen. 
 
Wichtig ist, dass mit Ablauf der Altersteilzeit der Arbeitnehmer unmittelbar einen Anspruch auf 
Rente wegen Alters haben muss. Zwischen Altersteilzeitende und Rentenbeginn darf keine 
zeitliche Lücke bestehen. Es genügt aber der theoretische Anspruch auf eine Rente wegen 
Alters (auch eine Rente mit Abschlägen fällt hierunter). 
 
Bei Vereinbarungen, nach denen die Altersteilzeitarbeit vor dem Zeitpunkt endet, zu dem ein 
Anspruch auf Rente besteht, liegt von Beginn an keine Altersteilzeit im rechtlichen Sinne vor. 
Dies kann zur Steuer- und Sozialversicherungspflicht der Aufstockungsleistungen führen. Dies 
gilt auch dann, wenn nach Altersteilzeitende der Zeitraum bis zum frühestmöglichen Renten-
beginn mit einer möglichen Entnahme aus dem Lebensarbeitszeitkonto finanziert werden 
könnte.  
 
Zulässig ist aber, mit der Entnahme aus dem Wertguthaben die Arbeitsphase der Altersteilzeit 
zu verkürzen. So können mit dem Gegenwert eines Vollzeitmonats zwei Monate Altersteilzeit 
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in Form des Altersteilzeitentgelts finanziert werden. Hinzu kämen allerdings die Aufstockungs-
leistungen. Die Einzelheiten sind zweckmäßigerweise mit dem Arbeitgeberverband abzustim-
men. 
 
 
Zu § 4 Insolvenzsicherung 
 
Während die gesetzliche Regelung (§ 7e SGB IV) eine Verpflichtung zur Insolvenzsicherung 
aber erst ab einem Mindestbetrag (Überschreiten der monatlichen Bezugsgröße = 2016, West 
2.905 €, Ost 2.520 €) vorsieht, schreibt der TV ATZ/Demo (§ 6 Ziffer 1) die Verpflichtung der 
Insolvenzsicherung des Wertguthabens unabhängig von der Höhe des Wertguthabens vor. 
Zur Sicherung aller Ansprüche des Arbeitnehmers aus dem Wertguthaben und des hierauf 
entfallenden Arbeitgeberanteils am Gesamtsozialversicherungsbeitrag ist eine Insolvenzsi-
cherung erforderlich. Die Sicherung kann etwa durch die Bestellung eines Pfandrechts oder 
die Einschaltung eines Treuhänders geschehen. Gemäß § 6 Ziffer 7 TV ATZ/Demo teilt der 
Arbeitgeber den Arbeitnehmern schriftlich die zur Insolvenzsicherung der Lebensarbeitszeit-
konten getroffenen Maßnahmen mit. Die Insolvenzsicherungskosten gehen dabei zu Lasten 
des Arbeitgebers (§ 6 Ziffer 11 TV ATZ/Demo).  
 
 
Zu § 5 Einbringung 
 
Der Tarifvertrag regelt in § 6 Ziffer 2 aus welchen tariflichen Ansprüchen Lebensarbeitszeit-
konten gebildet werden können. Hierfür stehen nahezu sämtliche tariflichen Leistungen zur 
Verfügung. So können eingebracht werden: 
 
Zeitguthaben gemäß der tariflichen Vorschriften, Altersfreizeiten, Mehrarbeit, Mehrarbeitszu-
schläge, Zulagen und Zuschläge, Urlaubsgeld, 13. Monatseinkommen/Jahresabschlussleis-
tung, laufendes Entgelt sowie über den gesetzlichen Urlaubsanspruch hinausgehende Ur-
laubsansprüche.  
 
Mit der bereits zitierten Neuregelung aus dem Manteltarifvertrag (§ 6 Ziff. 2.1.2) ist die Mög-
lichkeit eröffnet, eine bestimmte Anzahl von Stunden am Ende eines Verteilzeitraums eines 
Gleitzeit- oder Flexikontos in den nächsten Verteilzeitraum zu übertragen. Das den Sockel 
übersteigende Guthaben kann in ein Lebensarbeitszeitkonto überführt werden. Bei der Über-
führung in das Lebensarbeitszeitkonto wird ein Mehrarbeitszuschlag gewährt, soweit er nicht 
schon ausbezahlt wurde. Wurde der Mehrarbeitszuschlag nicht ausbezahlt, so kann auch die-
ser in das Lebensarbeitszeitkonto übertragen werden. 
 
Die Betriebsparteien regeln einvernehmlich welche Ansprüche im konkreten Fall eingebracht 
werden können. Auch in diesem Zusammenhang sind die Betriebsparteien frei. Sie können 
auch nur einzelne Ansprüche für die Einbringung zulassen und andere ausschließen.  
 
Möglich ist es auch, die Einbringung auf Einmalzahlungen zu beschränken. Dies könnte einen 
einfacheren Verwaltungsvollzug nach sich ziehen. Lassen die Betriebsparteien die monatliche 
Umwandlung zu, so sollte, auch aus Gründen der Abrechnungsvereinfachung, ein monatlicher 
Mindestumwandlungsbetrag (zum Beispiel 50,00 € pro Monat) festgelegt werden. 
 
Ansonsten sieht der Tarifvertrag keine Einschränkung vor. Es muss sichergestellt werden, 
dass das monatlich verbleibende Entgelt über der jeweiligen Gleitzone liegt. Bereits fällige 
(§ 6 Abs.3 TV ATZ/Demo) oder gepfändete Gehaltsbestandteile können nicht umgewandelt 
werden.  
 
Der Tarifvertrag regelt lediglich eine Grenze dahingehend, dass aus dem tariflichen Einkom-
men kalenderjährlich maximal 20 % des tariflichen Jahreseinkommens übertragen werden 
können.  
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Eine entsprechende Begrenzung sollte auch bei außertariflichen Mitarbeitern in der Betriebs-
vereinbarung mit aufgenommen werden. Es muss bedacht werden, dass der Arbeitgeber für 
alle eingebrachten Gehaltsbestandteile den Gesamtsozialversicherungsbeitrag zur Verfügung 
stellen muss, auch wenn die eingebrachten Gehaltsbestandteile wegen Überschreiten der Bei-
tragsbemessungsgrenzen nicht mehr der Sozialversicherungspflicht unterlagen.  
 
Im Rahmen der in der Betriebsvereinbarung festgelegten Möglichkeit der Einbringung kann 
der Arbeitnehmer frei über die Einbringung entscheiden.  
 
Die Betriebsparteien sollen bei ihrer Entscheidung über die Zulässigkeit der einzubringenden 
Ansprüche die betrieblichen und persönlichen Belange berücksichtigen. Insbesondere soll da-
rauf geachtet werden, dass keine Überforderung der Arbeitnehmer eintritt (z. B. bei Einbrin-
gung von Mehrarbeit). Für diesen Bereich der Mehrarbeit ist etwa folgende Formulierung denk-
bar: 
 
„Mehrarbeit kann nur in der Form in das Lebensarbeitszeitkonto eingebracht werden, dass der 
Mitarbeiter in dem Monat, in dem Mehrarbeit zur Auszahlung kommt, in Höhe des ausbezahl-
ten Betrags auf laufendes Entgelt verzichtet.“ 
 
Eine andere Regelung muss getroffen werden, wenn aus Gleitzeit- oder Flexikonten eine Ein-
bringung ermöglicht werden soll. Auch in diesem Zusammenhang empfiehlt sich Rücksprache 
mit dem zuständigen Arbeitgeberverband.  
 
Die Einbringung von Urlaubsansprüchen ist zur besseren Handhabung der Abrechnung ge-
sondert dahingehend geregelt, dass bei Einbringung dieser Ansprüche für jeden eingebrach-
ten Urlaubstag der Gegenwert gutgeschrieben wird, der im Falle einer Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses als Urlaubsabgeltung zu bezahlen wäre.  
 
Selbstverständlich darf die Einbringung von Ansprüchen in das Lebensarbeitszeitkonto keine 
Auswirkungen auf künftige Entgelterhöhungen oder andere entgeltabhängige Leistungen zur 
Folge haben, soweit diese auf den laufenden Monatsentgelten beruhen. Diese sind so zu be-
messen, als wäre eine Einbringung nicht erfolgt (§ 6 Ziffer 9 TV ATZ/Demo).  
 
Um die Ausfinanzierung in der Freistellungsphase sicherzustellen, muss der Arbeitgeber auch 
den Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung jeweils nach den im Zeitpunkt der Einbringung 
aktuellen Rechengrößen einbringen. Dies führt in der Konsequenz dazu, dass das Lebensar-
beitszeitkonto ausfinanziert ist. In der Freistellungsphase ist der Arbeitgeberanteil nach den zu 
diesem Zeitpunkt gültigen Werten abzurechnen. Eine Nachschusspflicht des Arbeitgebers hin-
sichtlich des Arbeitgeberanteils besteht nicht. Sind die vom Arbeitgeber zu tragenden Beträge 
höher als die in der Ansparphase eingestellten Arbeitgeberanteile, vermindert sich das Ent-
geltguthaben des Arbeitnehmers entsprechend. Im umgekehrten Fall würde sich das zur Ver-
fügung stehende Entgeltguthaben erhöhen.  
 
Das eingebrachte Entgelt nimmt an Tariferhöhungen nicht teil.  
 
Entsprechend der gesetzlichen Regelung muss aufgenommen werden, dass Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer eine Wertguthabenvereinbarung im Einzelfall abschließen, auf deren Basis die 
Einbringung in das Lebensarbeitszeitkonto erfolgen soll. Um eine nachgelagerte Verbeitra-
gung und Versteuerung realisieren zu können, muss der Arbeitnehmer eine Wertguthabenver-
einbarung mit dem Arbeitgeber schriftlich abschließen. 
 
Die Betriebsvereinbarung sollte auch den Zeitpunkt und die Fristen regeln, innerhalb derer die 
Einbringung in das Lebensarbeitszeitkonto erfolgen soll. Dabei sind die persönlichen und be-
trieblichen Belange, insbesondere die ordnungsgemäße Abrechnung, zu berücksichtigen.  
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So könnte formuliert werden, dass die Umwandlung nur aus Einmalzahlungen erfolgen kann 
(siehe oben). Der Arbeitnehmer könnte dabei verpflichtet werden, die Umwandlung mit einer 
Frist (von beispielsweise mindestens vier Wochen) anzukündigen.  
 
Ähnliches könnte, bei Zulassung der monatlichen Umwandlung, auch für die monatliche Ein-
bringung vereinbart werden. 
 
Weiter kann festgehalten werden, dass der Arbeitnehmer für einen bestimmten Mindestzeit-
raum von z. B. zwölf Monaten an seinen Antrag der einzubringenden Ansprüche gebunden ist 
bzw. eine Änderung nur mit Zustimmung des Arbeitgebers erfolgen kann. Dies dient der ein-
facheren Abwicklung. 
 
 
Zu § 6 Anlage und Verwaltung des Guthabens im Lebensarbeitszeitkonto 
 
Das Lebensarbeitszeitkonto wird in Geld geführt. Dies erfolgt inklusive des Arbeitgeberanteils 
am Gesamtsozialversicherungsbeitrag. Das Wertguthaben nimmt an Tariferhöhungen nicht 
teil.  
 
Das Wertguthaben ist entsprechend der Regelung in § 7d SGB IV anzulegen. Kraft Gesetz 
stehen die sich hieraus ergebenden Erträge dem Arbeitgeber zu, es ist aber üblich, die Zinsen 
dem Arbeitnehmer zur Verfügung zu stellen als Ausgleich für die Nichtteilnahme des Wertgut-
habens an der Tarifentwicklung.  
 
Dies kann in der freiwilligen Betriebsvereinbarung festgehalten werden. Die Betriebsvereinba-
rung kann (freiwillig) auch einen festen Zinssatz für das Wertguthaben vorsehen. Dies kann 
die Attraktivität des Lebensarbeitszeitkontos für die Mitarbeiter erhöhen, führt naturgemäß 
aber auch zu einer stärkeren finanziellen Belastung für den Arbeitgeber, insbesondere in Zei-
ten der Niedrigzinsphase.  
 
Gemäß § 6 Ziffer 11 TV ATZ/Demo trägt der Arbeitgeber neben den Insolvenzsicherungskos-
ten (siehe oben) auch die Kontoführungsgebühren der angelegten Wertguthaben. Dies betrifft 
die Kosten für die Einführung und Führung des Kontos. Die Kosten für die Kapitalanlage über-
nimmt der Arbeitnehmer.  
 
Die Errichtung und Verwaltung von Lebensarbeitszeitkonten wird von verschiedenen Unter-
nehmen angeboten. Die Betriebsparteien haben sich auf einen Anbieter zu einigen. Die Tarif-
vertragsparteien weisen darauf hin, dass die Firma Pension Consult im Rahmen des Chemie-
Tarifvertrages für das Chemie-Versorgungswerk auch mit der Umsetzung des Tarifvertrags 
Demografie der chemischen Industrie beauftragt ist. Die Pension Consult betreut auch den 
Chemie-Pensionsfonds. Pension Consult bietet den Unternehmen der Papier erzeugenden 
Industrie die Leistungen an in dem Umfang, wie sie auch für die chemische Industrie gelten.  
 
Selbstverständlich können sich die Betriebsparteien auch auf einen anderen Anbieter einigen.  
 
 
Zu § 7 Freistellung, Entnahme von Guthaben 
 
Dem Arbeitnehmer steht das Wertguthaben zu. Unter den in der Betriebsvereinbarung zu re-
gelnden Voraussetzungen erwirbt der Arbeitnehmer einen Anspruch auf Entnahme. Inhalt und 
Grenzen dieses Anspruchs können, wie dargestellt, in der Betriebsvereinbarung geregelt wer-
den, insbesondere kann die Betriebsvereinbarung festlegen, dass nur eine vollständige und 
keine teilweise Freistellung von der Verpflichtung zur Arbeitsleistung über das Wertguthaben 
finanziert werden soll.  
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Die Vereinbarung über die Entnahme hat schriftlich zu erfolgen. Es empfiehlt sich, in der Be-
triebsvereinbarung Fristen zu regeln, innerhalb derer der Arbeitnehmer die Freistellung bean-
tragen muss und innerhalb derer der Arbeitgeber dieser beantragten Freistellung zustimmen 
soll. 
 
Dabei können, abhängig von der Art der zu beantragenden Freistellung, auch unterschiedlich 
lange Fristen vereinbart werden. So sollte etwa die Antragsfrist für einen allgemeinen Antrag 
auf (Teil-)Freistellung länger sein als etwa für einen Antrag auf Freistellung im Rahmen von 
Pflegezeit oder Elternzeit. Da insbesondere die Pflegezeit – soweit sie in der Betriebsverein-
barung zugelassen ist – kurzfristig eintreten kann, könnten in diesem Fall kürzere Ankündi-
gungsfristen vereinbart werden. 
 
Die allgemeine Freistellung (Sabbatical) kann – sofern sie überhaupt zugelassen wird – auch 
dahingehend eingeschränkt werden, dass jeder Mitarbeiter nur einmal im Beschäftigungsver-
hältnis den Antrag stellten kann.  
 
Im Rahmen der Freistellungen vor der Altersrente – dies sollte auch der Hauptanwendungsfall 
sein – sollte der Mitarbeiter möglichst frühzeitig eine Rentenauskunft einholen, so dass abge-
klärt werden kann, zu welcher Zeit die Möglichkeit besteht, Rente zu beziehen. Nach der Be-
triebsvereinbarung hat der Arbeitnehmer den Anspruch, das Guthaben vollständig bis zum 
Eintritt in die Regelaltersrente in Form der Freistellung aufzubrauchen, denn der Zeitpunkt des 
Beginns der Regelaltersgrenze ist vorhersehbar. 
 
Der Zeitpunkt, zu dem der Arbeitnehmer eine vorzeitige Rente, gegebenenfalls auch mit Ab-
schlägen, beziehen kann, ist für den Arbeitgeber im Gegensatz zur Regelaltersrente nicht vor-
hersehbar. Den Betriebsparteien steht es somit auch in diesem Zusammenhang frei, eine Frei-
stellung, die zu einem Zeitpunkt endet, zu dem Rente nur mit Abschlägen bezogen werden 
kann, über das Lebensarbeitskonto nicht zu ermöglichen. In jedem Fall müsste hierbei eine 
längere Ankündigungsfrist vereinbart werden, so dass sich der Arbeitgeber auf den Eintritt des 
Arbeitnehmers in die vorzeitige Freistellung einstellen kann. 
 
Im Rahmen der Freistellung besteht das arbeits- und das sozialversicherungsrechtliche Be-
schäftigungsverhältnis fort. Der Arbeitgeber bezahlt das Entgelt einschließlich des Gesamtso-
zialversicherungsbeitrages aus dem Lebensarbeitszeitkonto. Mit der Entnahme des vereinbar-
ten Arbeitsentgelts in der Freistellungsphase werden gemäß § 6 Ziffer 13 TV ATZ/Demo die 
gesetzlichen und tariflichen Vergütungs- und Freistellungsansprüche erfüllt. Das Konto ist aus-
finanziert. Im Zeitraum der Freistellung entsteht kein eigener Anspruch (mehr) auf Urlaub oder 
13. Monatseinkommen/Jahresabschlussleistung oder Altersvorsorgebeiträge des Arbeitge-
bers. 
 
Gemäß § 6 Ziffer 4 ATZ/Demo kann in der Betriebsvereinbarung zur Lebensarbeitszeit auch 
vorgesehen werden, dass zur Gestaltung der Dauer der Freistellung ein um bis zu 25 % ab-
weichendes Arbeitsentgelt geregelt werden kann. Dies führt in der Konsequenz zu einer Ver-
kürzung oder Verlängerung der Freistellungsphase. Will der Arbeitnehmer hiervon Gebrauch 
machen, muss er umso mehr sich rechtzeitig mit dem Arbeitgeber abstimmen, da die Verän-
derung des Arbeitsentgelts unmittelbare Auswirkungen auf die Länge der Freistellung und da-
mit auf mögliche Nachfolgeplanungen des Arbeitgebers hat.  
 
Im Übrigen kann die Betriebsvereinbarung auch vorsehen, dass die Freistellung auch zur Ver-
kürzung der Arbeitsphase in einer Altersteilzeit-Vereinbarung verwendet werden kann (siehe 
oben). In diesem Fall ist jedoch zu beachten, dass das zu bezahlende Entgelt sich an dem 
Regelarbeitsentgelt der Altersteilzeit (ohne Aufstockungsbeträge) orientieren muss. Eine Ab-
weichung um + / - 25 % ist in diesem Fall nicht möglich, da die Höhe des Entgelts in der 
Altersteilzeit durch die speziellere Regelung des § 6 Altersteilzeitgesetz vorgegeben ist. Re-
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gelarbeitsentgelt für die Altersteilzeit ist demnach das auf einen Monat anfallende vom Arbeit-
geber regelmäßig zu zahlende sozialversicherungspflichtige Arbeitsentgelt. Es handelt sich 
dabei um das Altersteilzeitentgelt ohne Aufstockungsleistungen. 
 
Sollte gleichwohl bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses mit Rentenbezug noch ein Wert-
guthaben vorhanden sein, so ist dies als Einmalzahlung nach Abzug von Steuern und even-
tuell anfallenden Sozialversicherungsbeiträgen an den Mitarbeiter auszubezahlen.  
 
 
Zu § 8 Vorzeitige Beendigung des Arbeitsverhältnisses (Störfall) 
 
Die Betriebsvereinbarung muss Regelungen enthalten für den Fall, dass das Wertguthaben 
nicht bestimmungsgemäß für eine (Teil-)Freistellung verwendet werden kann. Derartige Fälle 
sind insbesondere der Arbeitgeberwechsel oder auch der Tod des Arbeitnehmers.  
 
Der Arbeitnehmer könnte, sofern der neue Arbeitgeber zustimmt, das Lebensarbeitszeitkonto 
auf den neuen Arbeitgeber übertragen lassen. 
 
Als Alternative kommt in Betracht, das Lebensarbeitszeitkonto auf die Deutsche Rentenversi-
cherung zu übertragen. 
 
Weiter könnte sich der Arbeitnehmer das Wertguthaben nach Abzug von Steuern und Sozial-
versicherungsbeiträgen auch auszahlen lassen.  
 
Eine Übertragung auf die Deutsche Rentenversicherung Bund ist möglich, wenn das Wertgut-
haben einschließlich des Gesamtsozialversicherungsbeitrags einen Betrag in Höhe des 
Sechsfachen der monatlichen Bezugsgröße (monatliche Bezugsgröße 2016: West 2.905 €, 
Ost 2.520 €) überschreitet. Eine Rückübertragung ist ausgeschlossen (§ 7f SGB IV). Mit der 
Übertragung enden die Verpflichtungen des bisherigen Arbeitgebers.  
 
Im Standardmodell ist (beispielhaft) geregelt, dass das Wertguthaben spätestens im siebten 
Monat nach dem Ausscheiden des Arbeitnehmers auszubezahlen ist. Einen späteren Zeit-
punkt lässt das Gesetz nicht zu. Als Alternative ist festgehalten, dass in dem Falle, in dem ein 
neues Arbeitsverhältnis bei einem anderen Arbeitgeber eingegangen wird, der Arbeitnehmer 
bis spätestens sieben Monate nach dem Ausscheiden mit Zustimmung des neuen Arbeitge-
bers das Lebensarbeitszeitkonto auf den neuen Arbeitgeber übertragen kann. 
 
Aufgrund der Freiwilligkeit der Betriebsvereinbarung können auch kürzere Fristen (zum Bei-
spiel drei Monate) vereinbart werden. So kann beispielsweise aufgenommen werden, dass 
sich der ehemalige Arbeitnehmer innerhalb einer Frist von drei Monaten nach seinem Aus-
scheiden entscheiden muss, ob er das Lebensarbeitszeitkonto ausbezahlt haben, auf den 
neuen Arbeitgeber oder auf die Deutsche Rentenversicherung übertragen lassen will. 
 
Im Fall des Todes des Arbeitnehmers vor Beendigung des Arbeitsverhältnisses ist das bei 
seinem Tod angesparte Wertguthaben ebenfalls nach Abzug von Steuern und Sozialversiche-
rungsbeiträgen an die Erben auszubezahlen. Es empfiehlt sich, die Vorlage eines Erbscheins 
zu verlangen.  
 
 
Zu § 9 Schlussvorschriften 
 
Die Betriebsvereinbarung Lebensarbeitszeit ist langfristig ausgelegt. Auch im Interesse der 
Mitarbeiter sollte daher eine lange Kündigungsfrist, zum Beispiel zwölf Monate zum Ende 
eines Kalenderjahres, vereinbart werden.  
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Die Betriebsvereinbarung sollte Regelungen enthalten, wie nach Beendigung der Betriebsver-
einbarung mit bestehenden Wertguthaben umgegangen werden soll. Da es sich um eine frei-
willige Betriebsvereinbarung handelt, wirkt diese nicht nach. Es muss aber geregelt werden, 
wie die bestehenden Wertguthaben behandelt werden.  
 
Diese können „eingefroren“ werden, das heißt die bestehenden Wertguthaben bleiben in un-
veränderter Höhe bestehen und werden in dieser Form weitergeführt.  
 
Alternativ kann vereinbart werden, dass bestehende Wertguthaben nicht nur weitergeführt, 
sondern weiter angespart werden können und die Betriebsvereinbarung nur für neu eintre-
tende Arbeitnehmer nicht mehr zur Anwendung kommt.  
 
In der Betriebsvereinbarung könnte auch geregelt werden, die Wertguthaben insgesamt oder 
Wertguthaben bis zu einem bestimmten, in der Betriebsvereinbarung festgelegten Betrag, zur 
Auszahlung zu bringen. Dadurch könnte man den Firmen Verwaltungsaufwand ersparen. 
 
Mit Zustimmung des Arbeitnehmers können bestehende Wertguthaben im Übrigen auch im 
Rahmen des Arbeitsverhältnisses ausbezahlt werden. 
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